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Anlass:
Beantwortung der Anfrage des AM Ulf Hansen (FDP) zur Grenzdokumentationsstätte in 
Schlutup (VO/2021/10446)

Antwort:
Vorbemerkung

Die Geschichte Lübecks als Grenzort zur DDR und ihre Rolle im „Kalten Krieg“ zählt zu den 
zentralen Themen der Lübecker Erinnerungskultur. Sie wird in Lübeck an mehreren Orten 
und von unterschiedlichen Einrichtungen in Form von Veranstaltungen oder Ausstellungen 
thematisiert. Zu diesen Orten zählen die Grenzdokumentations-Stätte Lübeck-Schlutup 
(GDS), das Bundespolizeimuseum und das Willy-Brandt-Haus Lübeck. Auch die Hansestadt 
Lübeck hat im Rathaus, in Schulen in Form von Wander- oder Sonderausstellungen, bei 
Veranstaltungen zu den Jahrestagen der Grenzöffnung oder zur Wiedervereinigung die Ge-
schichte Lübecks als Grenzort in den Fokus gestellt. 

Aktuell wird in Kooperation mit dem Zentrum für Kulturwissenschaftliche Forschung Lübeck 
(ZKFL) sowie dem Forum Erinnerungskultur Lübeck eine Perspektive für die zeitgemäße 
Weiterentwicklung der Erinnerungskultur erarbeitet, die der historischen Bedeutung und den 
Besonderheiten der Stadt in der deutschen Erinnerungslandschaft gerecht wird. Die Entwick-
lungskonzeption soll Chancen und Herausforderungen eines erinnerungskulturellen Enga-
gements in und durch die Stadt ausloten. Dabei wird die Nachkriegsgeschichte Lübecks als 
Schauplatz des „Kalten Krieges“ ebenso einbezogen, wie der Umstand, dass Lübeck die 
einzige Großstadt an der innerdeutschen Grenze und ein „Hotspot“ im „Kalten Krieg“ war. 
Welche Vermittlungs- und Ausstellungsformate daraus abzuleiten sind, bleibt abzuwarten. 
Das Konzept soll im Frühjahr 2022 in den Gremien vorgestellt werden; in der Novembersit-
zung des Ausschusses für Kultur und Denkmalpflege wurde der Zwischenstand berichtet.

Wie in der Vorlage (VO/2016/04246) vom 02.11.2016 angekündigt, hat sich die Hansestadt 
Lübeck außerdem an einem Leitprojekt der Metropolregion Hamburg zur ehemaligen inner-
deutschen Grenze beteiligt. Die ehemalige Grenze in der Metropolregion Hamburg erstreckte 
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sich entlang der Elbe, durch den Schaalsee sowie an den Ufern der Untertrave und der Pö-
tenitzer Wiek; im südlichen Bereich verlief sie im Binnenland. Viele Erinnerungsorte widmen 
sich entlang der über 300 Kilometer den Themen Teilung und Grenze. Das Leitprojekt 
„Grenzgeschichte(n)“ hat die Vernetzung und Professionalisierung dieser Orte und Angebote 
zum Ziel. Mit über einer halben Million Euro trägt die Metropolregion 80 % der Ge-
samtkosten. Das im Mai 2018 gestartete Projekt, an dem sich außer der Hansestadt Lübeck 
noch sechs weitere (Land-)Kreise entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze beteiligt 
haben, wurde Corona-bedingt verlängert und läuft noch bis Ende 2021.

Bei der Abschlusstagung zum Leitprojekt am 14.10.2021 in Hamburg (s. beigefügte Presse-
meldung) wurde die Möglichkeit einer Verstetigung des jetzt aufgebauten Netzwerkes zur 
Erinnerungslandschaft diskutiert. Hierzu plant die Landeszentrale für politische Bildung 
Mecklenburg-Vorpommern ein länderübergreifendes Format in Zusammenarbeit mit den 
Landeszentralen in Schleswig-Holstein und Niedersachsen, um die Vernetzung und Profes-
sionalisierung der Erinnerungsorte weiter zu begleiten.

Die Kosten für die Projektbeteiligung betrugen für die Hansestadt Lübeck insgesamt 28.000 
Euro.

1. Wie stellt sich die Senatorin die Zukunft des Grenzmuseums vor?

Die GDS wurde am 09.11.2004 in einem ehemaligen Zolldienstgebäude eröffnet und ist seit-
dem für die Öffentlichkeit zugänglich. Dieser Erinnerungsort wird vom Verein Grenzdo-
kumentations-Stätte Lübeck-Schlutup e.V. betrieben, der sich im Jahr 1999 gebildet hat. Es 
obliegt daher zuvörderst dem Verein über die Zukunft der GDS zu befinden. Gleichwohl hat 
die Hansestadt Lübeck ebenso wie das Land Schleswig-Holstein eine Reihe von Maßnah-
men zur Unterstützung des Vereins im Betrieb der GDS realisiert, wie zu den nachfolgenden 
Fragen noch erläutert wird. 

Die GDS gehört nicht zum Museumsverbund die LÜBECKER MUSEEN und ist entspre-
chend im von der Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck verabschiedeten Museumsentwick-
lungsplan 2020-2030 nicht berücksichtigt. Eine Aufnahme der GDS in den Museumsverbund 
ist bisher nicht vorgesehen. Zudem wird im Museumsentwicklungsplan 2020–2030 darauf 
hingewiesen, dass die Integration neuer bzw. noch nicht dem Verbund angehöriger Einrich-
tungen einen personellen und finanziellen Mehrbedarf sowohl im wissenschaftlichen Bereich 
(fachliche Leitung) als auch bei den dann zu verstärkenden zentralen Diensten auslöse. Rein 
faktisch ist es zudem nicht realistisch, dass der Verbund angesichts der im Museumsent-
wicklungsplan vorgesehenen mittelfristigen Entwicklungsziele (v.a. Buddenbrookhaus, Mu-
seum für Natur und Umwelt, Sanierung Behnhaus Drägerhaus, archäologische und völker-
kundliche Sammlung) eine Erweiterung erfolgreich zeitnah umsetzen könnte – auch und 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass sowohl die kaufmännische Geschäftsführung, als 
auch der leitende Direktor in 2021/22 ausscheiden.

Der Museumverbund die LÜBECKER MUSEEN ist jedoch stets an einer konstruktiven Zu-
sammenarbeit mit weiteren, in anderer Trägerschaft befindlichen Museen der Stadt interes-
siert, wie z.B. dem Europäischen Hansemuseum Lübeck, dem Willy-Brandt-Haus Lübeck, 
der Grenzdokumentations-Stätte Lübeck-Schlutup e.V., dem Seebadmuseum Travemünde, 
dem Haus Hansestadt Danzig oder dem Museum des Brahms-Instituts an der Musikhoch-
schule Lübeck.

Auf Wunsch des Vereins hat es im Juni 2020 ein Gespräch mit Bürgermeister Jan Lindenau 
mit dem Vereinsvorstand gegeben. Gesprächsgegenstand war die weitere Arbeit des Ver-
eins und die zukünftige weitere Entwicklung der Ausstellung. Aufgrund verschiedener Her-
ausforderungen am Standort und in der Organisation wurde der Bürgermeister gebeten, den 
Verein bei der weiteren Umsetzung der Ziele für den Fortbestand der Dokumentationsstätte 
zu unterstützen. Bürgermeister Jan Lindenau sagte zu, sich mit der Metropolregion Hamburg 
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und dem Land Schleswig-Holstein in Verbindung zu setzten, um mögliche Unterstützung 
auch in der Zukunft zu erhalten. 

zur Ausstellung der GDS:

Im Kontext der Beteiligung am Leitprojekt „Grenzgeschichte(n)“ der Metropolregion Hamburg 
seitens der Hansestadt Lübeck war die GDS Teil der vom Institut für Didaktik der Demokratie 
(IDD) der Leibniz Universität Hannover erarbeiteten Bestandsanalyse der im Einzugsgebiet 
der Metropolregion agierenden Gedenkstätten, Museen und Initiativen, die unter https://me-
tropolregion.hamburg.de/contentblob/13633874/7b5287bd6ad5f67d8f0907db43643c3d/da-
ta/bericht-grenzgeschichten.pdf eingesehen werden kann. Sie benennt Handlungsempfeh-
lungen für eine mögliche Weiterentwicklung von Erinnerungsorden und Gedenkstätten und 
konstatiert hinsichtlich der Ausstellung in der GDS: „Die Etablierung einer klareren Struktur 
der Ausstellung, die sowohl mit einer Reduktion der ausgestellten Exponate als auch mit 
einer gleichzeitig stärkeren thematischen Kontextualisierung der Ausstellung einhergeht, ist 
zu empfehlen.“ Sie verweist außerdem auf die Notwendigkeit zur Inventarisierung und Kata-
logisierung der gesammelten Exponate, die 2019 begonnen wurde, aber bisher nicht abge-
schlossen ist. Die Umsetzung dieser Empfehlungen bilde zugleich die Voraussetzung dafür, 
zukunftsfähige museumspädagogische Ansätze zu realisieren sowie Fördermittel für diese 
zu akquirieren. 

zum Standort:

Das ehemalige Zolldienstgebäude, in dem die GDS derzeit betrieben wird, wurde ab 1979 
vom Bundesgrenzschutz für die Zollabfertigung genutzt und gehörte zur Anlage des unweit 
entfernt an der Landesgrenze liegenden, nördlichsten Grenzüberganges in Deutschland. 

1999 hat die Hansestadt Lübeck das Gebäude vom Bund erworben mit der Auflage, dort ei-
ne soziale Einrichtung (Kinder- und Jugendhilfeeinrichtung oder alternativ Beratungsstelle für 
Suchtgefährdete, Frauenhaus und Einrichtung für Obdachlose) anzusiedeln. Bereits seit 
1999 wird das Gebäude als Jugendtreff der Arbeiterwohlfahrt (AWO) genutzt. Zwischen 
AWO und der Hansestadt Lübeck gibt es einen Nutzungsvertrag; für die Räume wird keine 
Miete erhoben. 2004 kam als weitere Nutzung die der GDS hinzu; auch diese Räume wer-
den dem Verein Grenzdokumentations-Stätte Lübeck-Schlutup e.V. von der Hansestadt Lü-
beck mietfrei zur Verfügung gestellt. 

Die Ansiedlung von Bildungseinrichtung und Jugendzentrum in einem Gebäude bot und böte 
grundsätzlich gute Möglichkeiten für die Schaffung von Synergien auch im Bereich der kultu-
rellen und politisch-historischen Jugendbildung, die im Sinne der Nutzungsauflagen für das 
Gebäude maßgeblich wären. Aufgrund der bis heute andauernden Differenzen zwischen den 
beiden Mietparteien konnte dies jedoch bislang nicht umgesetzt werden. Da sich diese nach 
dem Ende des Corona-Lockdowns erneut zuspitzten, wurde das Gebäudemanagement der 
Hansestadt Lübeck als Vermieter vom FB 4 gebeten, ein Mediationsverfahren einzuleiten, 
dessen Ziel es ist, für beide Mietparteien verbindliche Regeln zu definieren. Das Verfahren 
ist angelaufen, aber noch nicht abgeschlossen. 

Ungeachtet dieser akuten und mittelfristigen Herausforderung wird seitens des Fachbereichs 
4 geprüft, ob der GDS durch Umsiedelung des Jugendtreffs an einen anderen geeigneten 
Standort mehr Raum für die Realisierung eines zukunftsfähigen und professionellen Konzep-
tes zur Verfügung gestellt werden kann. Um den bis zum 31.10.2024 bestehenden Nut-
zungsauflagen für das Gebäude an diesem Standort zu entsprechen, müsste die GDS dann 
jedoch ihr Profil als Einrichtung der Kinder- und Jugendbildung deutlich verstärken. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der GDS an diesem Standort kurzfristig keine er-
weiterten Raumkapazitäten zur Verfügung gestellt werden können und dass es in der Hoheit 
des Vereins liegt, zu entscheiden, welche Ziele die GDS verfolgt, und wie diese unter den 
vorhandenen Gegebenheiten realisiert werden können. Dies wird in der angestrebten Media-
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tion zu vermitteln sein. Grundsätzlich berät die Hansestadt Lübeck den Verein bei der Kon-
zeptentwicklung unter diesen Rahmenbedingungen, u.a. durch weitere Zusammenarbeit mit 
dem Land und der Metropolregion. 

2. Wie gestaltet sich die finanzielle Unterstützung des Grenzmuseums durch die Han-
sestadt?

Von 2010 bis 2020 hat der Verein Grenzdokumentations-Stätte Lübeck-Schlutup e.V. insge-
samt 45.840 Euro von der Hansestadt Lübeck erhalten. In der Sitzung der Bürgerschaft am 
26.06.2014 wurde auf Antrag der Fraktionen von CDU, FDP, BfL und PARTEI-PIRATEN be-
schlossen, „dass die Hansestadt Lübeck für die diesjährige Feier zum Tag der Deutschen 
Einheit und zum 25. Jahrestag der Öffnung der innerdeutschen Grenze finanzielle Mittel in 
Höhe von 10.000 Euro zur Verfügung stellt, um dieses Ereignis zusammen mit der Grenzdo-
kumentationsstätte Lübeck-Schlutup zu gestalten und zu feiern.“ Am 30.11.2017 beschloss 
die Bürgerschaft „Für die Förderung der Grenzdokumentationsstätte werden in den Jahren 
2018-2020 je 10.000 Euro durch die Stadt bereitgestellt“. Die GDS wurde außerdem mit ins-
gesamt 5.840 Euro für Veranstaltungen von der Hansestadt Lübeck finanziell unterstützt.

Für die Jahre 2018, 2019 und 2020 hat der Verein Grenzdokumentations-Stätte Lübeck-
Schlutup e.V. vom Landes Schleswig-Holstein insgesamt eine Förderung in Höhe von 
71.445,43 Euro erhalten. Während die Zuwendungen für 2018 und 2019 direkt von der zu-
ständigen Kulturabteilung im MBWK SH an den Verein gingen, wurde die Zuwendung für 
2020 mit der Maßgabe verknüpft, dass diese nicht direkt an den Verein ausbezahlt, sondern 
von der Hansestadt Lübeck abgerufen und verwaltet werden sollte. Aufgrund von Corona-
bedingten Verzögerungen und der späteren Verwendung der Mittel konnte der dazugehörige 
Verwendungsnachweis erst zum 30.09.2021 durch das Kulturbüro der HL erstellt und dem 
Land zugestellt werden. 

Zudem hat die GDS von der durch die Hansestadt Lübeck finanzierten Beteiligung am Leit-
projekt „Grenzgeschichte(n)“ der Metropolregion Hamburg profitiert (s.o.). Das umfasst zum 
einen die unter Zf. 1. bereits erwähnte mit Empfehlungen verbundene Begutachtung. Zum 
anderen haben mehrere Vernetzungs- und Weiterbildungsveranstaltungen stattgefunden 
(bspw. zur Öffentlichkeitsarbeit, Ausstellungskonzeption und Archivierung), die von ehren-
amtlichen Mitarbeiter:innen der GDS wahrgenommen wurden. Anfang 2021 wurden außer-
dem Lehr- und Lernmaterialien für den Schulunterricht durch die Historiker:innen der Univer-
sität Hannover entwickelt, die den Erinnerungsorten zur Verwendung zur Verfügung gestellt 
wurden. Angedachte, weitergehende Vorhaben mit Mitteln der Metropolregion konnten bis-
her nicht realisiert werden, weil die in der Expertise benannten Voraussetzungen (v.a. Inven-
tarisierung, Katalogisierung, Fokussierung) vom Verein/der GDs noch nicht erreicht werden 
konnten.

3. Wie gestaltet sich die Kommunikation zwischen der Hansestadt mit dem Verein? 
Auf welcher Ebene findet die Kommunikation statt? Wie häufig hat sich die Hanse-
stadt mit dem
Verein getroffen?

Die Kommunikation mit dem Verein fand in der Vergangenheit auf unterschiedlichen Ebenen 
statt. So gab es zu Beginn der Amtszeit der ehem. Kultursenatorin Kathrin Weiher mehrere 
persönliche Treffen zwischen ihr und der ersten Vorsitzenden des Vereins Ingrid Schatz. 
Nach 2018 fanden darüber hinaus Treffen mit der Vereinsvorsitzenden und einem erweiter-
ten Teilnehmer:innenkreis statt. 

So gab es am 01.03.2019 eine Besprechung in der GDS zwecks eines Austausches über die 
Planungen zum Jubiläum 30 Jahre Mauerfall, an dem folgende Personen teilnahmen: MdL 
Anette Röttger, MdL Anita Klahn, MdL Marlies Fritzen, Staatssekretär Dr. Oliver Grundei, 
ehem. Kultursenatorin Kathrin Weiher und Ingrid Schatz, Conny Förster sowie Dorid Kundrus 
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vom Förderverein GDS e.V. und Kathrin Romer sowie Dr. Dariana Hahn (Wissenschaftlerin-
nen mit Werkvertrag bei der GDS), Claudia Sieg (Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur) und Nina Jakubczyk vom Kulturbüro.

Am 26.06.2020 haben Bürgermeister Jan Lindenau und Nina Jakubczyk an einem persönli-
chen Treffen mit Mitgliedern des Vereinsvorstandes in der Einrichtung in Schlutup teilge-
nommen. Anlass dieses Treffens war – laut Einladung der Vereinsvorsitzenden – der 
Wunsch, die weiteren Planungen bezüglich der Grenzdokumentationsstätte in Angriff zu 
nehmen.

Die Absprachen mit dem Verein erfolgten sowohl schriftlich als auch telefonisch. Um den 
Verein bei der Erstellung einer neuen Homepage zu unterstützen, die anlässlich des Ge-
denktages am 03.10.2020 fertig gestellt werden sollte, hat die Hansestadt Lübeck den Kon-
takt zwischen Internetfirma, Texter:innen und Verein hergestellt sowie die Entwicklung be-
treut.

Herr Bürgermeister Lindenau beteiligt sich jährlich an den Feierlichkeiten des Vereins 
Grenzdokumentations-Stätte Lübeck-Schlutup am Tag der Deutschen Einheit und weist stets 
auf die Wichtigkeit der Erinnerung an die innerdeutsche Grenze hin.

4. Welche Kommunikation ist bisher mit dem Land Schleswig-Holstein zur Zukunft des
Grenzmuseums erfolgt?

Am 29.03.2018 fand auf Einladung der Kulturabteilung des Ministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur (MBWK SH) ein Treffen in Kiel statt, bei dem es um den Austausch zu 
Lübecks Teilnahme am Leitprojekt „Grenzgeschichte(n)“ sowie um eine Projektförderung des 
Landes an den Verein Grenzdokumentations-Stätte Lübeck-Schlutup e.V. in Höhe von 
20.000 Euro für das Jahr 2018 ging. An dem Treffen haben Staatsekretär Dr. Oliver Grundei, 
die Leiterin der Kulturabteilung im MWBK SH Susanne Bieler-Seelhoff, die Vereinsvorsitzen-
de Ingrid Schatz, die ehem. Kultursenatorin Kathrin Weiher und die Leiterin des Kulturbüros 
Nina Jakubczyk teilgenommen. Bei diesem Treffen wurde vereinbart, dass die Hansestadt 
Lübeck den Verein bei der Einreichung des Antrages unterstützt. 

Am 27.06.2019 fand bei der ehem. Kultursenatorin Kathrin Weiher ein weiterer Gesprächs-
termin mit dem Staatssekretär, den drei genannten Landespolitikerinnen und einer Vertrete-
rin des MBWK SH statt, bei dem es um die Zusammenarbeit mit dem Verein ging.

Am 10.09.2021 fand auf Initiative von MdL Anette Röttger eine Videokonferenz mit MdL Ani-
ta Klahn, MdL Marlies Fritzen, Staatssekretär Dr. Oliver Grundei, Claudia Sieg (MWBK SH), 
Senatorin Monika Frank und Nina Jakubczyk zur Zukunft der Grenzdokumentationsstätte 
statt. Im Zuge dieser wurde von der Senatorin für Kultur und Bildung der Hansestadt Lübeck 
verdeutlicht, dass
 es keinen politischen Auftrag für das dort geäußerte Anliegen gibt, die GDS in den Mu-

seumsverbund die LÜBECKER MUSEEN aufzunehmen (Museumsentwicklungsplan) und 
eine solches Anliegen rein praktisch mittelfristig auch dann nicht umsetzbar ist, wenn 
hierfür Zuwendungen des Landes gewährt würden;

 es nicht für zielführend gehalten wird, ein vom Land Schleswig-Holstein gewünschtes 
Konzept für Lübeck als Erinnerungsort der innerdeutschen Teilung/des „Kalten Krieges“ 
an die Hansestadt Lübeck zu delegieren, wenn diese dabei zur Kooperation mit dem die 
GDS betreibenden Verein verpflichtet wird, der entsprechend seiner Hoheit eigene, ggf. 
andere als im zu erarbeitenden und noch zu beschließenden Konzept für Erinnerungskul-
tur in der Hansestadt Lübeck definierte Ziele verfolgt;

 das Land selbst dazu seine Förderbedingungen zu definieren und v.a. gegenüber den 
Mittelempfängern durchzusetzen hat; die HL daher künftig keine Landesmittel mehr ab-
ruft und an die GDS weiterleitet;
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 der Landtagsbeschluss für die „Entwicklung eines Vermittlungs- und Bildungskonzeptes 
zur Auseinandersetzung mit dem historischen Ort als Grenzübergang zwischen der BRD 
und der DDR“ keine bindende Wirkung für die Hansestadt Lübeck hat;

 sich – sofern sich die vage Option auf ein neues Domizil für den Jugendtreff Schlutup 
überhaupt realisieren lässt – frühestens in zwei Jahren eine Erweiterung der räumlichen 
Kapazitäten für die GDS am derzeitigen Standort realisieren lässt;

 es den Betrieb des Jugendtreffs beeinträchtigende Konflikte gibt, aufgrund derer die 
Hansestadt Lübeck als Vermieter eine förmliche Mediation zwischen GDS und Jugend-
treff einleitet und

 die Hansestadt Lübeck der Thematik hohe Bedeutung beimisst, jedoch in den eigenen 
Gremien entscheidet, welche Vermittlungs- und Ausstellungsformate sie für geeignet 
hält.

Am 03.12.2021 ist es in Fortsetzung der Gespräche von Bürgermeister Jan Lindenau aus 
Juni 2020 zu einem Ortstermin zwischen ihm, Staatssekretär Dr. Grundei und dem Vereins-
vorstand gekommen. Im Rahmen dieses Termins haben der Staatssekretär und der Bürger-
meister noch einmal deutlich gemacht, dass die Erinnerung an die deutsch-deutsche Teilung 
in der einzigen Stadt an der ehemaligen innerdeutschen Grenze aus Sicht des Landes 
Schleswig-Holstein und der Hansestadt Lübeck ein bedeutendes Anliegen ist. Eine inhaltli-
che und konzeptionelle Weiterentwicklung der Grenz- und Dokumentationsstätte jedoch nur 
dann nachhaltig erfolgen könne, wenn die Standards heutiger Vermittlungs- und Bildungsar-
beit konsequent umgesetzt werden. Die Entscheidung über die Zukunft der Dokumentations-
stätte könne nur der Verein treffen. Staatssekretär und Bürgermeister haben angeboten, eine 
Machbarkeitsstudie in Auftrag zu geben, wie die Dokumentationsstätte zukünftig konzeptio-
nell und inhaltlich weiterentwickelt werden könnte. Im Rahmen einer solchen Studie würden 
auch Modelle einer zukünftigen Trägerschaft entwickelt. Voraussetzung ist jedoch, dass der 
Verein zukünftig seine Rolle neu als klassischen Förderverein definiert und im Rahmen einer 
neuen Konzeption Zeitzeugen vermittelt. Staatssekretär und Bürgermeister sicherten zu, den 
Verein bei der Formulierung der Ausschreibung einer Machbarkeitsstudie einzubinden. Auf 
Wunsch würde ein Ausschreibungsentwurf für eine Machbarkeitsstudie erstellt. 

Vereinbart wurde, dass der Verein sich intensiv berät und dem Bürgermeister eine Entschei-
dung mitteilen möge. 

Am 14.12.2021 hat die Vereinsvorsitzende schriftlich mitgeteilt, dass der Verein das Angebot 
annimmt. Aktuell wird der Entwurf für eine Ausschreibung der Machbarkeitsstudie vom Land 
Schleswig-Holstein erstellt, der dann im Anschluss mit dem Verein Grenzdokumentations-
Stätte Lübeck-Schlutup e.V. abgestimmt wird. 

Anlagen:

Pressemeldung Projekt „Grenzgeschichte(n)“ der Metropolregion Hamburg 

Senatorin Monika Frank
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14. Oktober 2021 

Grenzgeschichten aus der Metropolregion Hamburg 
Wie die Erinnerungslandschaft an der ehemaligen innerdeutschen Grenze entsteht  

Das Projekt Grenzgeschichte(n) der Metropolregion läuft zum Ende des Jahres aus. Auf einer Tagung 
gibt die Metropolregion Hamburg einen Überblick der bisherigen Ergebnisse und gleichzeitig einen 
Ausblick auf die Zukunft der wachsenden "Erinnerungslandschaft Grenzgeschichte(n)“.  

Die Geschichte der ehemaligen innerdeutschen Grenze in der Metropolregion Hamburg wurde im Projekt 
„Grenzgeschichte(n)“ erstmals zusammenhängend betrachtet. Das Projekt dient der Vernetzung und 
Professionalisierung der Angebote, die an die deutsche Teilung in der Region erinnern. Gearbeitet wurde 
dabei an einer gemeinsamen Erinnerungslandschaft, die es Touristen, Schulkindern und Jugendlichen 
sowie den Menschen vor Ort ermöglicht, sich in der Region mit der deutsch-deutschen Geschichte zu 
beschäftigen.  

Projektleiterin und zukünftige Landrätin des federführenden Landkreis Lüchow-Dannenberg Dagmar 
Schulz sagte in ihrer Eröffnungsrede: „Die Zeitzeugen unserer deutsch-deutschen Geschichte werden 
immer weniger und es ist unsere Aufgabe, das geschichtliche Wissen für die folgenden Generationen zu 
bewahren und attraktiv und zeitgerecht zu vermitteln. Die Verständigung über Gemeinsames und 
Trennendes in der Geschichte stärkt unsere Identität in der Metropolregion Hamburg. Durch die breite 
Kooperation und die Verbindung von Themen wie Natur, Geschichte und Kultur haben wir die 
„Grenzgeschichte(n)“ zu einem verbindenden Element für die Metropolregion Hamburg insgesamt 
entwickelt.“ 

Das auf drei Jahre angelegte Projekt umfasste eine vom Institut für Didaktik der Demokratie der 
Universität Hannover durchgeführte Bestandsaufnahme von Orten, Initiativen und Projekten, die an die 
Geschichte der deutschen Teilung erinnern. Gemeinsam wurde daraus ein Konzept für eine regionsweite  
Erinnerungslandschaft entwickelt. Seit dem vernetzen sich Geschichtsprojekte und -orte und integrieren 
ihre Angebote in touristische Konzepte der Region. Es werden dauerhafte Angebote zur Etablierung 
einer attraktiven Erinnerungsarbeit in der Metropolregion geschaffen. Darunter eine neue 
Ausstellungslandschaft zum Thema Grenze und Natur im Amt Neuhaus und die Sanierung und 
Begehbarmachung von Grenztürmen mit entsprechenden Angeboten. Zeitzeugeninterviews lassen das 
Leben und den Alltag in der Grenzregion in den Erinnerungsorten nachempfinden.  

Entstanden ist ein Netzwerk aus über 60 Institutionen in der Region. Dazu gehören auch die 
Landeszentralen für politische Bildung, Institute für Qualitätsentwicklung an Schulen, 
Biosphärenreservate, Landes- und Bundesbeauftrage für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR, das Grüne Band, Gedenkstättenstiftungen, Museumverbände, Heimatverbände und 
die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur. Durch die Vernetzung von Geschichtsprojekten 
und –orten wurde so die Reichweite und Strahlkraft der Erinnerungsarbeit zur Geschichte der deutschen 
Teilung erhöht.  

Auch wurden Lernmaterialien für den Schulunterricht und eine Wanderausstellung entwickelt. Ein 
gemeinsames Logo verbessert zukünftig die Außendarstellung. Dazu kommt eine abgestimmte 
touristische Bewerbung der Erinnerung in der Region. Damit wird die inhaltliche Auseinandersetzung mit 
der Geschichte der ehemaligen innerdeutschen Grenze erleichtert. 
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Das Leitprojekt „Grenzgeschichte(n)“ der Metropolregion Hamburg endet 2021. Zukünftig ermöglichen 
die Metropolregion Hamburg und die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur mit weiteren 
Förderungen die inhaltliche Fortführung der Arbeit. So unterstützt die Metropolregion den Landkreis 
Lüchow-Dannenberg, den Landkreis Nordwestmecklenburg, die Stadt Bleckede, das Amt Neuhaus, den 
Flecken Bad Bodenteich, die Stadt Dömitz, die Stadt Boizenburg, die Stadt Lauenburg und den Kreis 
Stormarn mit weiteren Fördermitteln. Damit entstehen beispielsweise neue Konzepte für Ausstellungen, 
es werden Bildungsangebote geschaffen, Grenzrelikte saniert, Zeitzeugenberichte gesichert und es 
entsteht ein webbasiertes Angebot für nationale und internationale Besucherinnen und Besucher. Die 
Bundesstiftung Aufarbeitung fördert die Erstellung weiterer Unterrichtsmaterialien zu verschiedenen 
Aspekten der innerdeutschen Grenze. 

Das Grenzhus Schlagsdorf in Lübeck und das Museum Deutsche Einheit Bad Bodenteich werden durch 
das Förderprogramm „Jugend erinnert“ der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien mit 
250.000 Euro unterstützt. Sie werden Biografien von Menschen im ehemaligen Grenzgebiet mit 
Podcasts und digitalen Games für junge Menschen aufarbeiten und wollen verstärkt mit Menschen aus 
verschiedenen Kulturen über Erfahrungen und Gedanken zu den Themen Grenzen, Flucht und Identität 
ins Gespräch kommen. 

So wächst die Erinnerungslandschaft Grenzgeschichte(n) in der Metropolregion Hamburg. 

 

Hintergrund: 
Die ehemalige innerdeutsche Grenze in der Metropolregion Hamburg erstreckte sich entlang der Elbe, durch den 
Schaalsee sowie an den Ufern der Untertrave und der Pötenitzer Wiek; im südlichen Bereich verlief sie im 
Binnenland. In der Region widmen sich eine Vielzahl von Museen und Gedenkstätten entlang der mehr als 300 
Kilometer langen Grenzeden Themen Teilung und Grenze. Sie erzählen die Geschichten der deutschen Teilung, von 
Unfreiheit und vom Leben im Sperrgebiet. Sie machen aufmerksam auf Themen wie Enteignung oder 
Zwangsaussiedlung und helfen diese Erfahrungen für nachkommende Generationen zu bewahren. An den 
Gesamtkosten des Projektes in Höhe von 630.000 Euro hat sich die Metropolregion Hamburg mit 504.000 Euro 
beteiligt. Die Kreise und kreisfreien Städte Lübeck, Herzogtum Lauenburg, Nordwestmecklenburg, Ludwigslust-
Parchim, Lüneburg, Lüchow-Dannenberg und Uelzen entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze trugen 126.000 
Euro. 

 

Zur Themenwelt „Erinnerungslandschaft Grenzgeschichte(n):“ 
www.metropolregion.hamburg.de/grenzgeschichten  

 

 

 

 

 

 

Rückfragen bitte an: 
Geschäftsstelle der Metropolregion Hamburg 
Pressesprecherin: 
Marion Köhler 
Telefon +49(0)40 42841-2604 
presse@metropolregion.hamburg.de 
www.metropolregion.hamburg.de  
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